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3. Mai 2016 l  Pressekonferenz des SGB zur Abstimmung vom 5. Juni 2016 
 

Service public: 2 X NEIN am 5. Juni!  

 

Beitrag von Maria Bernasconi, Generalsekretärin des PVB und alt Nationalrätin 

Es gilt das gesprochene Wort. 

 

Im Service public jagt ein Sparprogramm das andere. Einmal wird eine Leistung infrage gestellt, 

ein anderes Mal werden Löhne eingefroren, schliesslich wird dazu noch privatisiert. Beim Bund 

ist gar die Rede von Entlassungen. Denn der Staat hat «light» zu sein, und dies aus rein 

ideologischen Gründen! Das postulieren zumindest gewisse Manager. Und die Rechte pflichtet 

ihnen bei und macht den Reichen erneut Steuergeschenke. 

 

Und als ob diese Offensive allein nicht schon genug wäre, stimmen nun auch noch die 

Autoverbände mit ein: Sie schlagen vor, der Bund solle auf 1,5 Milliarden Franken verzichten und 

diesen Betrag einzig in die Strassen fliessen lassen. Es handelt sich um die «Milchkuh»-Initiative. 

Gewisse Konsumentenorganisationen (notabene nicht die Fédération romande des 

consommateurs) setzen mit der sogenannten «Pro Service public»-Initiative noch eins drauf. 

Diese soll den öffentlichen Unternehmen verbieten, aus der Grundversorgung Gewinn zu ziehen. 

Die Initiative würde entgegen ihrem irreführenden Namen den Service public schwächen, da sie 

den Handlungsspielraum der öffentlichen Unternehmen einschränken und den Bund vor allem 

um Millionen von Einnahmen (aktuell 800 Millionen) bringen würde. Die Folgen: Ein zusätzliches 

Sparprogramm, das nur Ausgaben betrifft, die nicht an einen gesetzlichen Rahmen gebunden 

sind wie Bildung und Forschung, Gesundheit, Bundespersonal (8 % des Gesamtbudgets des 

Bundes), Landwirtschaft und Armee.  

 

Dieser Verlust von zirka 2 Milliarden Franken ist nicht nur für das Bundespersonal unannehmbar, 

das die Rechnung zuerst zahlt, sondern auch für die gesamte Bevölkerung einschliesslich der 

Wirtschaft schädlich. Denn es ist erwiesen, dass nur ein starker Service public die 

Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und Entwicklung der Schweiz sichern kann ... und damit 

das Wohlergehen der Bevölkerung! Dies haben bereits zahlreiche Studien gezeigt. Dennoch wird 

der durch die öffentlichen Dienste geschaffene Wohlstand unterschätzt und ist heute eindeutig 

gefährdet. Dies trotz der Tatsache, dass die Schweiz im weltweiten Vergleich die tiefste 

Staatsquote aufweist: Der Anteil der Staatsausgaben am BIP beträgt 39 % gegenüber 49,5 % in 

den EU-Ländern, 38,9 % in den USA und 42,8 % in Japan.1 Der Service public in der Schweiz 

ist also äusserst effizient! 

 

 

                                                           
1 Kennzahlen der öffentlichen Finanzen im internationalen Vergleich 2013, BFS, Lexikon der Schweiz 2015  
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Die Schweiz gehört zu den wettbewerbsfähigsten Nationen der Welt.  

Politische Stabilität und enge Kontakte zu den ausländischen Märkten, Innovationsfähigkeit und 

Technologien, herausragende Infrastrukturen: Dies sind starke Argumente, die für die Schweizer 

Wirtschaft sprechen und sie im „Global Competitiveness Index" des WEF auf die vorderen Ränge 

befördern. Ein Ergebnis, das nur dank eines starken Service public möglich ist. 

 

Die Schweiz wird regelmässig zu den innovativsten Ländern der Welt gezählt.  

Die öffentlichen Einrichtungen bieten ideale Rahmenbedingungen für Spitzenforschung und 

erfolgreiche Innovation, welche die wichtigsten Ressourcen unseres Landes darstellen. Doch in 

diesem Bereich sind die Folgen der Sparmassnahmen bereits spürbar: Agroscope entlässt 14 

Topwissenschaftler, um die vom Parlament geforderten Sparziele zu erreichen. Dies hat 

gravierende Konsequenzen für die Forschung, die Leistungen für die Landwirtschaft sowie für 

die Lebensmittelsicherheit. 

 

Die Bevölkerung der Schweiz ist eine der glücklichsten der Welt.  

Ein wichtiger Faktor ist das Vertrauen der Bevölkerung in die politischen Institutionen und damit 

auch in die Verwaltungen, die sie betreiben. Daneben sind auch die Lebensqualität dank eines 

hervorragenden Sozial- und Gesundheitssystems, die Sicherheit sowie die beruflichen 

Perspektiven für Jugendliche, die bei uns viel besser sind als anderswo, wichtige Faktoren für 

das Wohlbefinden der Schweizerinnen und Schweizer. 

 

Die Einnahmenverluste beim Bund infolge dieser beiden Initiativen würden den Service public, 

der im Dienste der Schweizer Bevölkerung, der Wirtschaft und der Innovation steht, deutlich 

schwächen. Sagen wir also klar NEIN zu diesen beiden Initiativen! 

 

 

 


